
les'c'SS^row'nicr: 

) •'. 14 W 4469/97 

9 0 296,37 LandgerichtBerlin 

;ln dern Verfahren auf Eriaß.einer Einstweiligen Verfügung 

^l i^Herfr iBerncl B Lünkey/ik;. . 

Antragsteilers und Beschwerdeführers, 

yerfahrensbevollmächtigte: 
' ßÄd3Ä^rww|ltft Ör-. fÖkplaus-Hensdl'brtci Kollegen, 
ZeppelinalJee 47,60487 Frankfurt am Main, 

gegen-

1 .die Bundesanstalt für tereinigurtgsbedingte Sorideraufgaben, 
Anstalt des öffentlichen Rechts, vertreten durch den Vorstand 
Günter Himstedt, Rudolf Bonn und D>, Peter Breitensteih, 
Älexanderplatz 6,10100 Berlin, 

Vertahrehsbevolirnächtigte: 
Rechtsanwälte Dr. Roland Hoffmann und Kollegen, 
Kurfürstendamm 54/55,10707 Berlin, 



T- Ö 

2. den Kulturbund e.V., 
ve7Sen

 d u r c h d i e Vorstandsmitglieder Marianne Pjehl 
und. Dieter Zänker, 
Schenkstraße 8 c, 10318 Berlin, 

Verfahrensbevollmächtiöte: 
Rechtsanwälte Ruprecht Türk und Kollegen 
Bonngasse 29, 53111 Bonn, 

Anträgsgegner und Beschwerdegegner, 

« d e r HZiviisenat des Kammergerichts in Berlin am 18.Juli 1997 durch den 
V Q ^ d e r ^ Rtehter" am ; Kammergerieht. Rößler, den Richter am 
S S S e n S p t ö 9 e l u n d d e n R i c h t e r Kammergericht. Schlecht 

Auf die Besehwerde des Antragstellers wird der Beschluß des 
Landgerichts Berlin- 9 ö 296/97-vom IS.Mai 1997 teilweise abgeändert 
und wie folgt neu.gefaßt: - : . 

Dem Antragsgegn̂ r zu 2) wird unter Androhung eines- Ordnungsgeldes 
bte ̂  SOaooo,- DM für jeden Fäil der Zuwicterhandlung, ersatzweise 
für den .Fall, daß dieses nicht beigetrieben werden kann einer 
Ordnungshaft. oder .einer Ordnungshafi bis zu sechs Monaten, zu 
vollziehen an seinen Vorstandsmitglledern, untersagt, ohne vorherige 
Zustimmung des Antragstellers eine Vereinbarung mit dem folgenden 
oder s-mem sinngleichen öderstnnähnlichen Inhalt abzuschließen: 

a) Oer Kulturbund e.V. wird die zur Beendigung aller Rechtsstreitig¬
ketten zwischen ihm und der BVS als Verwalterin des Sonder-
vermögeris hotwendigen RDc{̂ ähmeerklärungen abgeben. 

bj Die bei der BVS noch anhangigen Verwattungsverfahren sind mit 
Abschluß dieses Vergleiches beendet; eine ausdrückliche 
Bescheidung erfolgt nicht mehr; 

c) Auch eine Bescheidung der Antrage des Kulturbundes vom 
23.01.1997 auf Zustimmung der BVS zum Vertrag vom 
28.02.1995 (Urkunde-Nr.90/95 Notar Gört, Berlin) und zum 
Vertrag vom 2112.1.995 (Urkunde-Nr.601/95 Notar Gört, Berlin) 



. « e i n e 
Verträge auf eine rechtlich û Ä,!iVerSa9en ist- d a d l e s ö 

geachtet sind. BVS und UK SStoSS? ^^che Leistung 
der Aufbauveriag und t̂eSSf5' .au^rücklich, daß 

.««s, 0 f n . vermögen r ^ ^ l ^ n r i t ^ ^wirksam 
Volteeigemum überführt u m ^ ^ ? ^ 3 ^ 0 ^ ^ ' ^ 
anteifSkaufvertra • %^|wande^ und mit Geseilschafts-
u.a. veröü/tert worden Sind^ wirksam an die BFL GmbH 

Sollte in dem zwischen der BVS und RPI ' 
dem Aktenzeichen 14 y B 6 Q m T ö r ^ b H d 6 f z e l t 

anhängigen RecWsstreit r e c S ^ t Äm Kamm®rgericht Berlin 

v veräußerten Aufbau vlrläo ^ H S ^ ™cf* m < t der 1991 
Kulturbund aus den V e r S » £ ^ l ? e n ü s c h i 5 t der 

. ^erstinstanzlich zu 
die BVS, die ihrSSriSSS? Vernichtet sich' 

Forderungsrecht der RPI n^Ktr k s l n ®»9&nes 
^hlung-vorr ĜdbeSn̂  H u ^ « umfaßt nicht die 

' Segrüodeten: Aufbau V e r Ä ^ 5 ^ f t ! ? n t e , l e
 a n d e r 1945 

S l Ä Ä ; J . «er 
des Verfahrens träcftd^ 
und der Antra^^ 

S g ^ K . ^ Bes^rdeverfahrens wird auf 100.000, DM 



G r ü n d e 

Die Antragsgegnerin zu 2} veräußerte mit. notariellem Vertrag, vom 
IS.September 1991 die Anteile an dem von der SED/PDS im April 1990 in 
Volkseigentum „überführten, .nach den Vorschriften des Treuhandgesetzes 
umgewandelten und zu HRB 35991 des AG Charlottenburg eingetragenen 
Aufbauverlag. Berlin GmbH unter anderem an die BFL, .Beteiligung* GmbH,' 
deren Gesellschafter der Antragsteller ist. Nachdem an der Rechtswirksamkeit 
der Umwandlung Zweffel aufgekommen wären,; erwarb der Antragsteller mit 
Vertragskomplex vom 28. Februar/21. Dezember 1995, auf den Bezug 
genommen wird (Anlagen K14 bis K16), die Anteile des Aufbauverläges Berlin 
und Weimar -zuletzt eir̂ etragen im Register der volkseigenen Wirtschaft zu 
HRC 538 - von.dem Anträgsgegner zu 2), der d Verlag vor dem Beitritt als 

•organisationse^ hatte"; Die Antragsgepnerin zu i hat die, 

Anträge des Antragsgegners.zu 2) äuf.Zustimmungzy dem Vertrag ' 
•; vom .28,Febru^ 
Ar^sgegner^^ t e i , s 

unentschieden gelassen, im Rahmen ihres Bemühens um eine vergleichsweise 
Einigung haben die Antragsgegner eine Regelung zur Beendigung der 
zwischen ihnen anhängigen Genehmigungs- und Streitverfahreh entworfen, 
deren üntersagung der Antragsteller begehrt. 

Das Landgericht hat den Antrag des Antragstellers auf Erlaß einer 
entsprechenden einstweiligen Verfügung zurückgewiesen. Hiergegen richtet 
sich die Beschwerde des Antragstellers, mit der er sein Untersagungsbegehren 
weiterverfolgt und der das Landgericht nicht abgeholfen hat. 

Die gemäß § 567 ZPO zulässige Beschwerde ist begründet, soweit der 
Antragsteller begehrt, dem Antragsgegner zu 2) den Abschluß der strittigen, 



9 Ü S d e r 8^cfi/ußformef e r s i e h t 

'nsowe/t fö/gt der u 

A n t r a9ä9^ner zu 21 als ^ :.2 8 J*fWr.' 1.885. ^ •„ 

f f " 1 " " ^ * ^ , „ i 0 ^ ^ . f g W ^ W W - und -
'T'Ssgssnerir, ') eingeleiteten V a n , * , n s o w e " gegenübe- der ' 

durch di©' 

wtra9sgegner zu 2) 



gegenüber nicht rechtsmißbräuchiich. Insoweit kann sich der Antragsgegner zu 
2) nicht mit Erfolg darauf berufen, daß die veräußerte Gesellschaft jedenfalls 
bei Abschluß des Vertrages nicht mehr bestanden- hätte. Denn die Parteien 
haben diese Möglichkeit ausweislich der §§ 1,2, 4 und 7 des vorbezeichneten 
Vertrages vorausbedacht und hierfür bereits .vorsorglich, entsprechende 
Regelungen getroffen, so daß die Vorschrift des § 306 BGB sölfschweigend 
abbedungen ist Auch stellt die registerrechtliche Entscheidung, in der die 
Beteiligungsfähigkeft des Aufbauverlages Bertin und Weimar verneint wurde, 
zwischen den Parteien nicht rechtskräftig fest, daß die AnteMsObertragung vom' 
laseptember 1991 wirksam ist, so daß sich der Antragsgegner nicht darauf 
berufen kann, daß der Vertrag nach § 7 gegenstandslos geworden wäre. Eine 
abschneßendeErUscrie^ 

Rechtsfrage zum Fortbestehen des Verlages nach 1990 im Sinne 'der 
Antragsgegner ist im vorliegenden summarischen Verfahren anhand des von 
den Parteien insoweit unterbreiteten Streitstoffes nicht möglictt. 

Der Antragsteller hat auch einen V e r ^ dargetan und 
glaubhaft gemacht, da die Antragsgegner unstreitig beabsichtigten, die zu 
untersagende Vereinbarung zu schließen, .mit der der Antragsgegner zu 2) 
meinen vertraglichen Verpflichtungen zuwider gehandelt hätte. Daß der 
Verfügungsgrund entfallen wäre, haben die Antragsgegner nicht glaubhaft 
gemacht indem sie auch auf entsprechende Zwischenverfügung des Senates 
lediglich versicherten, „es zeichne sich ab, daß aller Voraussicht nach die ... 
Formulierung so nicht mehr,, in einer erneut zwischen ihnen angestrebten 
Vereinbarung enthalten sein wird. 

Hingegen ist die Beschwerde des Antragstellers unbegründet, soweit er 
weiterhin auch die Äntragsgegnertn zu 1) auf Unterlassung in Anspruch nimmt. 
Insoweit mangelt es bereits an einem Verfügungsanspruch, kraft dessen der 
Antragsteller der Antragsgegnerin zu 1) den Abschluß der strittigen 
Vereinbarung untersagen könnte. 



°& Antragsteller kann ' . i ^ • 
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